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(Nr. 9327.) Geſetz, betreffend die Erleichterung der Abveräußerung einzelner Theile von 
Grundſtücken in der Provinz Hannover. Vom 25. März 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 


F. 1. 

Jeder Grundeigenthümer, jeder Lehns, Fideikommiß-, Erbſtammguts- und 
Stammgutsbeſitzer, ſowie jeder Beſitzer eines im Leiheverbande ſtehenden Gutes 
(Meiers, Erbpacht-, Erbzinsgutes ꝛc.) ift befugt, ohne Einwilligung der Lehns⸗, 
Fideikommiß⸗, Erbſtammguts⸗ und Stammgutsberechtigten, des Obereigenthümers, 
der Hypotheken⸗ und Grundſchuldgläubiger und der zu Reallaſten Berechtigten 
einzelne Gutstheile oder Zubehörſtücke: 

1) gegen Auferlegung feſter, nach den Vorſchriften der Ablöſungsordnung 
ablösbarer Geldabgaben oder gegen Feſtſtellung eines Kaufgeldes zu 
veräußern, 

2) gegen andere Grundſtücke zu vertauſchen, 

3) zu öffentlichen Zwecken unentgeltlich abzutreten, 

ſofern von der Generalkommiſſion beſcheinigt wird, daß die Veräußerung den 
genannten Berechtigten unſchädlich ſei. 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. April 1889. 


Das Unſchädlichkeitszeugniß darf nur ertheilt werden, wenn das abzutretende 
Trennſtück im Verhältniſſe zum Hauptgute von geringem Werth und Umfang 
iſt, und wenn die auferlegte Geldabgabe oder das verabredete Kaufgeld, oder 
das eingetauſchte Grundſtück den Ertrag oder den Werth des Trennſtücks erreicht, 
auch das Hauptgut durch den Tauſch an Werth nicht verliert oder bei unent— 
geltlicher Abtretung die durch die öffentliche Anlage herbeigeführte Werthserhöhung 
des Hauptgutes den Werth des Trennſtückes erreicht. s 

Sind die Bedingungen für die Ertheilung des Unſchädlichkeitszeugniſſes bei 
einem der beiden Güter, zwiſchen denen ein Austauſch bewirkt werden foll, vor- 
handen, bei dem anderen nicht, fo ift nur bei jenem das gegenwärtige Geſetz 
anzuwenden, für das andere bleibt es bei den allgemeinen Geſetzen, nach welchen 
die Einwilligung der einzelnen, im $. 1 genannten Berechtigten erforderlich ift. 

Wenn bei einer Vertauſchung der Werth des abzutretenden Trennſtücks 
mehr beträgt, als der Werth des einzutauſchenden Grundſtücks, fo ift eine Aus- 
gleichung durch Kapitalzahlung zuläſſig. 


F. 3. 


Das veräußerte Trennſtück ſcheidet aus dem dinglichen Verbande des Haupt⸗ 
gutes, zu welchem es bisher gehört hat, aus, und die ihm auferlegte Geldabgabe 
oder das Kaufgeld, oder das eingetauſchte Grundſtück und das etwa feſtgeſetzte 
Ausgleichungskapital treten in Beziehung auf die im §. 1 genannten Berechtigten 
an die Stelle des Trennſtücks. sp 


Für die Berichtigung des Grundbuchs auf Grund des Unſchädlichkeits⸗ 

zeugniſſes ſind folgende Vorſchriften maßgebend: 

1) Wenn das Trennſtück gegen Auferlegung einer Geldabgabe abgetreten 
iſt, ſo muß die Geldabgabe bei der Abſchreibung auf das Trennſtück 
zur erſten Stelle mit dem Bemerken eingetragen werden, daß ſie ein 
Zubehör des Hauptgutes und die Fähigkeit des Beſitzers, über ſie zu 
verfügen, aus dem Grundbuche des Hauptgutes zu erſehen fei. 

2) Wenn das Trennſtück gegen ein anderes Grundſtück vertauſcht iſt, ſo 
kann die Abſchreibung nur erfolgen, wenn gleichzeitig das eingetauſchte 
Grundſtück als Zubehör zugeſchrieben wird; iſt ein Ausgleichungskapital 
feſtgeſtellt, ſo kommen inſoweit die nachfolgend (Nr. Za, b e und 
H. 5 bis 8) bezüglich des Verkaufs und des Kaufgeldes gegebenen 
Vorſchriften zur Anwendung. 

3) Iſt das Trennſtück verkauft, ſo kann die Abſchreibung erfolgen: 

a) wenn gleichzeitig das Kaufgeld mit dem zu 1 angegebenen Be⸗ 
merken auf das Trennſtück zur erſten Stelle eingetragen wird; 


Pe. ee 


b) wenn das Kaufgeld zur Verfügung der Generalkommiſſion hinterlegt 
worden ift; 
e) wenn die Generalkommiſſion befcheinigt hat, daß die Verwendung 
des Kaufgeldes erfolgt fei ($. 5), oder daß es der Verwendung 
nicht bedürfe ($. 6). 
4) Wenn das Trennſtück unentgeltlich abgetreten iſt, ſo kann die Ab⸗ 
ſchreibung erfolgen, wenn die Generalkommiſſion beſcheinigt hat, daß 
mit der Ausführung der öffentlichen Anlage begonnen ſei. 


. 5. 


Die Verwendung des Kaufgeldes kann erfolgen durch Zuſchreibung von 
Grundſtücken, dauernde Verbeſſerung der Subſtanz des Hauptgutes oder durch 
Abſtoßung oder Ablöſung ſolcher Hypotheken, Grundſchulden, beſtändigen Reallaſten 
und Servituten, welche die im F. 1 genannten Berechtigten gegen fich gelten 
laſſen müſſen. 

Ob und wie weit die Verwendung in einer dieſe Berechtigten ſicher ſtellenden 
Weiſe erfolgt iſt, hat allein die Generalkommiſſion nach ihrem Ermeſſen zu prüfen. 

Die Generalkommiſſion hat auch ohne beſonderen Antrag der Berechtigten 
von Amtswegen dafür zu ſorgen, daß das Kaufgeld verwendet oder, ſofern bei 
Lehn⸗, Fideikommiß-, Erbſtamm- und Stammgütern eine Verwendung nicht aus- 
führbar it, als Lehns⸗, Fideikommiß⸗, Erbſtammguts- oder Stammgutskapital 
angelegt wird. 

Kann eine Verwendung zur Zeit nicht erfolgen, ſo iſt die anderweitige 
Belegung eines hinterlegten oder eingetragenen Kaufgeldes nur mit Zuſtimmung 
der Generalkommiſſion zuläſſig, welche auch hierbei das Intereſſe der im §. 1 
genannten Berechtigten wahrzunehmen hat. 

Zur Löſchung eingetragener und zur Auszahlung hinterlegter Kaufgelder 
bedarf es der Zuſtimmung der Generalkommiſſion. 


§. 6. 

Der Verwendung bedarf es nicht: 

1) wenn das Kaufgeld nur ſechszig Mark oder weniger beträgt; 

2) wenn die Hypotheken- und Grundſchuldgläubiger und die zu Reallaſten 
Berechtigten eines nicht im Lehns-, Fideikommiß-, Erbſtammguts-, 
Stammguts⸗- oder Leiheverbande befindlichen Hauptgutes auf die nach 
$. 7 an fie erlaſſene Bekanntmachung innerhalb der geſtellten Friſt 
oder in dem anberaumten Termine ſich nicht melden; 

3) wegen der neben dem Kaufgelde gewährten Vergütungen für Düngung, 
Früchte, vorübergehende Nutzungen und dergleichen. 


— 
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Wenn der Beſitzer des Hauptgutes innerhalb einer beſtimmten, nach Bedarf 
angemeſſen zu verlängernden Friſt die Verwendung des Kaufgeldes nicht nachweiſt, 
ſo hat die Generalkommiſſion den eingetragenen Hypotheken- und Grundſchuld— 
gläubigern und den zu Reallaſten Berechtigten den Abverkauf und die Ertheilung 
des Unſchädlichkeitszeugniſſes mit der Rechtsfolge bekannt zu machen, daß, wenn 
fie nicht innerhalb ſechs Wochen nach Zuſtellung der Bekanntmachung die Ber- 
wendung des Kaufgeldes bei der Generalkommiſſion beantragen, ihr Recht auf 
das abverkaufte Trennſtück mit deſſen Abſchreibung erliſcht und Anſprüche auf das 
Kaufgeld nicht mehr erhoben werden können, oder daß — wenn die Abſchreibung 
gemäß $. 4 Nr. 3a und h ſchon erfolgt ift — ihr Recht auf das Kaufgeld erliſcht. 

Iſt ein eingetragener Gläubiger (Abſatz 1) todt oder dem Aufenthalte nach 
unbekannt oder nicht mehr Beſitzer der Forderung, oder kann ihm die Bekannt⸗ 
machung nicht oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten zugeſtellt werden, ſo erfolgt 
die öffentliche Bekanntmachung zweimal in dem Amtsblatte derjenigen Regierung, 
in deren Bezirk das Trennſtück liegt und nach dem Ermeſſen der Generalkom⸗ 
miſſion außerdem in einem anderen öffentlichen Blatte mit entſprechend gleicher 
Rechtsfolge. 

Läßt fih die Ermittelung des legitimirten Rechtsnachfolgers und die Be- 
kanntmachung an denſelben ohne Schwierigkeit bewirken, jo ſteht der General: 
kommiſſion frei, dieſen Weg ſtatt der öffentlichen Bekanntmachung einzuſchlagen. 

Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen Verſäumung der Friſt 
oder des Termins findet nicht ſtatt. 


$. 8. 

Für die in Folge Ertheilung des Unſchädlichkeitszeugniſſes von der General- 
kommiſſion zu ſtellenden Anträge auf Eintragung und Löſchung im Grundbuche 
iſt der §. 41 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 maßgebend. 

Eine Prüfung der von der Generalkommiſſion beſcheinigten Verwendung 
ſteht dem Grundbuchrichter nicht zu. 

Die Generalkommiſſion kann die Eintragung eines Vermerks dahin bean- 
tragen, daß ſpäter einzutragende Gläubiger weder das abverkaufte Trennſtück noch 
das Kaufgeld in Anſpruch nehmen dürfen. 


F. 9. 


Auf das Verfahren und das Koſtenweſen finden, ſoweit dieſes Geſetz nicht 
beſondere Beſtimmungen enthält, die in der Provinz Hannover für Gemeinheits— 
theilungs- und Verkoppelungsſachen geltenden allgemeinen Vorſchriften ſinngemäße 
Anwendung. 

Gegen die Verfügungen der Generalkommiſſion iſt die Berufung nicht 
zuläſſig. 
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$. 10. 
Den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegen auch die vor dem Inkraft— 
treten deſſelben ſtattgefundenen Abveräußerungen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben im Schloß zu Berlin, den 25. März 1889. 


(IL. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Boetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. Gr. v. Bismarck. 
Herrfurth. v. Schelling. 


(Fr. 9328.) Geſetz, betreffend die Erweiterung, Vervollſtändigung und beſſere Ausrüſtung 
des Staatseiſenbahnnetzes. Vom 8. April 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 


was folgt: 
8. N. 
Die Staatsregierung wird 
zu II zugleich unter Genehmigung des beigedruckten Vertrages vom 
24/31. Oktober 1888, betreffend den Erwerb der auf Preußiſchem 
7? Staatsgebiete belegenen Strecken der Niederländiſch-Weſtfäliſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft 
ermächtigt: 
J. zur Herſtellung von Eiſenbahnen und der durch dieſelbe bedingten 
Vermehrung des Fuhrparks der Staatsbahnen, und zwar: 


a) zum Bau einer Eiſenbahn: 
1) von Memel nach Bajohren die Summe von .... 1426 000 Mark, 
2) von Bromberg nach Znin die Summe von ..... 2930000 = 
3) von Nakel nach Konitz oder einem anderen geeig— 
neten Punkte der Linie Schneidemühl-Dirſchau die 
„„ „ T DE O 5350000 < 
4) von Nimptſch nach Gnadenfrei die Summe von.. 1140000 = 


zu übertragen.... 10 846 000 Mark, 
(Nr. 9327—9328.) 


E T 


Uebertrag. . . . 10 846 000 Mark, 
5) von Lichtenberg⸗Friedrichsfelde nach Wriezen die 


—. dp“ ̃]7⸗ Z THT 4000000 = 
6) von Johannisthal-Niederſchönweide nach Spindlers— 
alda die Summe on nt HD 215000 < 


7) von Schönholz nach Cremmen die Summe von.. 1945000 „ 
8) von Jüterbog nach Treuenbrietzen die Summe von 1320000 - 
9) von Biederitz nach Loburg die Summe von..... 1900000 -= 
10) von Etgersleben nach Förderſtedt die Summe von 1535000 „ 
11) von Oberröblingen a. H. nach Allſtedt die Summe von 590 000 - 
12) von Reinsdorf oder einem in der Nähe belegenen 

Punkte der Linie Sangerhauſen—Erfurt nach Franken— 


haufen (Kyffhäuſer) die Summe von 1540000 < 

13) von Helmſtedt nach Oebisfelde die Summe von .. 3 850 000 „ 

14) von Arolſen nach Corbach die Summe von ..... 1920000 < 

15) von Hemer nach Sundwig die Summe von. 180 000 „ 

16) von Düren nach Kreuzau die Summe von ..... 524000 - 
b) zur Beſchaffung von Betriebsmitteln: 

die Summe von ul Am 10T Taa RES 5883000 - 


zuſammen .... 36248000 Mark 
zu verwenden, ſowie 


II. das Eigenthum der, der Niederländiſch-Weſtfäliſchen Eiſenbahn— 
geſellſchaft gehörenden Eiſenbahnſtrecken von Winterswyk nach 
Bismarck und von Winterswyk nach Bocholt, ſoweit dieſelben auf 
Preußiſchem Staatsgebiete belegen ſind, nach Maßgabe der Be— 
ſtimmungen des obigen Vertrages vom 24./31. Oktober 1888 gegen 
Zahlung des im F. 3 des Vertrages vereinbarten Kaufpreiſes von 
6254251 Mark 47 Pf. 

zu übernehmen. 

Mit der Ausführung der vorſtehend unter Nr. I litt. al bis 16 auf 
geführten Bahnen iſt erſt dann vorzugehen, wenn nachſtehende Bedingungen 
erfüllt ſind: 

A. Der geſammte zum Bau der Bahnen und deren Nebenanlagen nach 
Maßgabe der von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten oder im Enteignungs— 
verfahren feſtzuſtellenden Projekte erforderliche Grund und Boden iſt der Staats— 
regierung in dem Umfange, in welchem derſelbe nach den landesgeſetzlichen Be— 
ſtimmungen der Enteignung unterworfen iſt, unentgeltlich und laſtenfrei — der 
dauernd erforderliche zum Eigenthum, der vorübergehend erforderliche zur Benutzung 
für die Zeit des Bedürfniſſes — zu überweiſen, oder die Erſtattung der ſämmt— 
lichen ſtaatsſeitig für deſſen Beſchaffung im Wege der freien Vereinbarung oder 
Enteignung aufzuwendenden Koſten, einſchließlich aller Nebenentſchädigungen für 


a, E 


Wirthſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachtheile, in rechtsgültiger Form zu über- 
nehmen und ſicherzuſtellen. 

Vorſtehende Verpflichtung erſtreckt ſich insbeſondere auch auf die unentgelt- 
liche und laſtenfreie Hergabe des für die Ausführung derjenigen Anlagen erforder- 
lichen Terrains, deren Herſtellung dem Eiſenbahnunternehmer im öffentlichen 
Intereſſe oder im Intereſſe des benachbarten Grundeigenthums auf Grund landes— 
geſetzlicher Beſtimmungen obliegt oder auferlegt wird. 

B. Die Mitbenutzung der Chauſſeen und öffentlichen Wege iſt, ſoweit dies 
die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, ſeitens der daran betheiligten Intereſſenten 
unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens und 
Betriebes der Bahnen zu geſtatten. 

C. Für die unter Nr. I litt. a6, 7, 11, 12, 13, 14 und 16 benannten 
Bahnen muß außerdem von den Intereſſenten — für die Bahnen unter Nr. 11 
bis 14 jedoch nur von den Intereſſenten der berührten fremden Staatsgebiete — 
zu den Baukoſten ein unverzinslicher, nicht rückzahlbarer Zuſchuß geleiſtet werden, 
und zwar zum Betrage: 


a) bei Nr. 6 (Johannisthal-Niederſchönweide Spindlers⸗ 


TO) DONE A x 40 000 Mark, 
b) bei Nr. 7 (Schönholz-Kremmen) von ........... 170 000 < 
c) bei Nr. 11 (Oberröblingen a. H.-Allſtedt) von .... 50 000 
d) bei Nr. 12 (Reinsdorf Frankenhauſen) von 90 000 : 
e) bei Nr. 13 (Helmſtedt Oebisfelde) vonn 150000 „ 
) bei Nr. 14 (Arolſen —Corbach) voernnn 80000 „ 
g) bei Nr. 16 (Düren Kreuzau) vo n 76000 . 

LSR 


Die Staatsregierung wird ermächtigt: 


L zur Anlage des zweiten beziehungsweiſe dritten und vierten Ge— 
leiſes auf den nachſtehend bezeichneten Strecken und zu den dadurch 
böfen 4 Ergänzungen und Geleisveränderungen auf den Bahn— 
höfen: 

1) Kempen -Oſtrowo nebſt Herſtellung neuer Kreuzungs⸗ 
ſtationen auf den Strecken Kreuzburg — Kempen 
und Oſtrowo — Jarotſchin die Summe von 

1520 000 Mark, 

2) Berliner Ringbahn zwiſchen 
Bahnhof Wedding und Bahn— 
hof Weſtend die Summe von.. 3 900 000 

zu übertragen.... 5 420 000 Mark, 

(Nr. 9328.) 
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Uebertrag. ... 5420000 Mark, 
3) Berliner Ringbahn zwiſchen 
Bahnhof Wilmersdorf - Frie- 
denau und Potsdamer Bahn: 


hof die Summe vonn 4200000 < 
4) Niederſchelden — Betzdorf die 
Summe vonn E 424000 > 
5) Merſch — Drenſteinfurt die 
een 85 000 
6) Wanne Sterkrade die Summe 
EF 520 000 
7) Oberhauſen (Rh.) — Duisburg 
die Summe von 320 000 
8) Speldorf — Opladen — Urbach 
die Summe von 1950 000 
9) Neuß-Grevenbroich die Summe 
W 400 000 
10) Crefeld - Kempen die Summe 
P 375000 - 
zuſammen. ... 13694 000 Mark; 


II. zu nachſtehenden Bauausführungen: 

1) zur Deckung der Mehrkoſten für die Erweiterung 
der Eiſenbahnanlagen in Neufahrwaſſer und Her⸗ 
ſtellung einer Schienenverbindung derſelben mit 
dem Bahnhofe in Danzig (Oliva'er Thor) die 
Summe vonn 276 000 Mark, 

2) zur Deckung der Mehrkoſten 
für den Bau der Eiſenbahn 
von Glatz nach Rückers die 
Summe von 330 000 

3) für die Herſtellung einer ſchienen⸗ 
freien Ueberführung des Bor- 
hagen-Kietzer Weges über die 
Berlin-Cüſtriner Eiſenbahn die 
Summe von; T HT 245 000 

4) für die Anlage eines Rangir⸗ 
bahnhofes bei Pankow im Zu- 
ſammenhange mit der Ver— 
legung der Berlin - Stettiner 


zu übertragen.. 851000 Mark, 
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Ueber trag. 

Eiſenbahn zwiſchen Berlin und 
Pankow nebſt zugehörigen An: 
ſchlußgeleiſen die Summe von 
5) für die Erweiterung der Bahn⸗ 
höfe auf der Strecke Berlin 
Zehlendorf im Zuſammenhange 
mit dem Ausbau des dritten 
und vierten Geleiſes auf dieſer 
Strecke die Summe von 

6) für die Umgeſtaltung der Bahn⸗ 
hofsanlagen in Harburg die 
Summe von 
7) für den Umbau und die Er⸗ 
weiterung der Bahnhofsanlagen 

in und bei Hamburg und Altona 
die Summe von 5 

8) zur Deckung der Mehrkoſten 
für den Bau der Eiſenbahn 
von Fulda nach Gersfeld die 
Summe Don, amre n 

9) für die Umgeftaltung des Güter- 
und Rangirbahnhofes in Gießen 

die Summe von 
10) für die Erweiterung des Bahn⸗ 
hofs Kirchweyhe die Summe 
Von unt un benen HG2 SL 
11) für die Erweiterung des Rangir⸗ 
bahnhofs in Hamm die Summe 


12) für die Anlage eines Sammel⸗ 
und Rangirbahnhofs bei Oſter⸗ 
feld die Summe von 

13) für den Umbau und die Er⸗ 
weiterung des Bahnhofs Deutzer⸗ 
feld die Summe von....... 

14) für die Herſtellung einer Geleis- 
verbindung mit der ſtädtiſchen 
Werft⸗ und Hafenanlage in 
Cöln die Summe von .. 

zu übertragen 
Geſ. Samml. 1889. (Nr. 9328.) 


851000 Mark, 


8 900 000 
1940000 „ 
2800 000 
15900000 „ 
52000 „ 
130000 „ 
400000 < 
1000000 < 
3970000 » 
950000 < 
2.000 000 


40.063 000 Mart, 
16 
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Uebertrag. ... 40 063 000 Mark, 

15) für die Herſtellung einer Bahn- 

verbindung zwiſchen Merd- 

weiler und Göttelborn die 

Sunne on 464000 < 
16) für die Erweiterung und beſſere 

Ausrüſtung der vorhandenen 

Werkſtätten, Waſſerſtationen, 

Lokomotiv- und Wagenſchuppen 

die Summe voeoen 10000000 - 


zufammen.... 50527000 Mark; 


III. zur Beſchaffung von Betriebsmitteln für die 
bereits beſtehenden Staatsbahnen die Summe von 50 000 000 
insgefammt.. 114221000 Mark 
zu verwenden. 
F. 3. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der zu den im §. 1 
unter Nr. J vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen erforderlichen Mittel 
von 36 248 000 Mark: 

1) die dem Staate zu dem vorläufig auf rund 1109 800 Mark ermittelten 

Betrage zugefallenen Beſtände der im $. 3 des Geſetzes, betreffend den 
weiteren Erwerb von Privateiſenbahnen für den Staat, vom 28. März 1887 
(Geſetz-Samml. S. 21) bezeichneten Fonds der ehemaligen Berlin- 
Dresdener Eiſenbahngeſellſchaft, 

2) den erſparten Reſtbeſtand des Baufonds der ehemaligen Münſter⸗ 
Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft in dem vorläufig auf rund 378 400 Mark 
ermittelten Betrage 

zu verwenden, und zwar inſoweit, als die Beſtände dieſer Fonds nach dem Cr- 
meſſen des Finanzminiſters ohne Nachtheil für die Staatskaſſe flüſſig gemacht 
werden können. 

Für den alsdann noch zu deckenden Reſtbetrag im §. 1 Nr. I, 
desgleichen zur Deckung der für den im F. 1 unter Nr. II vorgeſehenen 
Eigenthumserwerb und für die im F. 2 unter Nr. bis III vorgeſehenen 
Bauausführungen und Beſchaffungen erforderlichen Mittel von zuſammen 
höchſtens 120 475 251 Mark 47 Pf. 

ſind Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 
$. 4. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld— 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen (5. 3), beſtimmt der Finanzminiſter. 
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Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


$. 5. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, von der Summe von 4000 000 Mark, 
welche durch das Geſetz, betreffend die Erweiterung der Staatseiſenbahnen und 
die Betheiligung des Staates bei mehreren Privateiſenbahnunternehmungen, vom 
9. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 169) im $. 1 unter 7 für den Bau einer 
Eiſenbahn von Emden über Norden nach der Oldenburgiſchen Landesgrenze in 
der Richtung auf Jever nebſt Abzweigung von Georgsheil nach Aurich bewilligt 
ift, den Betrag von 72 000 Mark zur Herſtellung einer Verbindung der genannten 
Eiſenbahn mit dem nordweſtlichen (rechten) Ufer des Ems-Jade-Kanals bei Emden 
und einer Ladeſtelle daſelbſt zu verwenden. 


$. 6. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im §. 1 unter Nr. J und II, 
im F. 2 unter Nr. I und Ul und im $. 5 bezeichneten Eiſenbahnen beziehungs⸗ 
weiſe Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zu⸗ 
ſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandtheile und 
Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile, und auf die 
unbeweglichen inſoweit nicht, als dieſelben nach der Erklärung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahn entbehrlich ſind. 


Na 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 8. April 1889. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Boetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. Gr. v. Bismarck. 
Herrfurth. v. Schelling. 


(Nr. 9:28.) TO 


vertrag. 


wischen der Königlich Preußiſchen Eiſenbahndirektion zu Elberfeld, dieſe 
handelnd unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, und der 
Niederländiſch⸗Weſtfäliſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Direktor, 
Sekretär und Verwaltungsrath, dieſe handelnd unter dem Vorbehalte der Zu— 
ſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten Geſellſchaft, 
iſt folgender Vertrag geſchloſſen: 


§. 1. 

Nach Artikel 21 des zwiſchen der Niederländiſch-Weſtfäliſchen, der Hollän— 
diſchen und der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft geſchloſſenen Betriebs— 
überlaſſungsvertrages vom "=" 1878, in welchen laut Vertrag vom 
NR 1886 an die Stelle der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft der 
Preußiſche Staat eingetreten iſt, ſteht dem letzteren die Befugniß zu, die in ſeinem 
Gebiet belegenen Strecken der Niederländiſch-Weſtfäliſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
jeder Zeit gegen Zahlung der wirklich von der Niederländiſch-Weſtfäliſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft aufgewendeten Anlagekoſten käuflich zu übernehmen. 

In Ausführung dieſer Vertragsbeſtimmung verkauft die Niederländiſch⸗ 
Weſtfäliſche Eiſenbahngeſellſchaft hiermit die auf Preußiſchem Gebiete belegenen 
Strecken ihrer Bahnlinie von Bismarck nach Winterswyk und von Winterswyk 
nach Bocholt nebſt allem Zubehör an den Preußiſchen Staat. 


$. 2. 

Mit dem Erſten des dritten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats, indeß nicht vor dem 1. April 1889, geht das Eigenthum der in F. 1 
bezeichneten Strecken auf den Preußiſchen Staat über. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, mit dem Eintritt dieſes Zeitpunktes das 
noch Erforderliche zur Uebertragung des Eigenthums dieſer Strecken an den 
Preußiſchen Staat zu veranlaſſen, insbeſondere die zu den verkauften Bahnſtrecken 
von ihr erworbenen Grundflächen vor den zuſtändigen Grundbuchämtern für den 
Preußiſchen Staat frei von Schulden und Laſten aufzulaſſen. ; 

Beide vertragſchließenden Theile bewilligen beziehungsweiſe beantragen hiermit, 
daß bezüglich derjenigen Grundflächen, welche für den Ankäufer noch nicht ſchulden— 
und laſtenfrei aufgelaſſen werden können, zunächſt eine Vormerkung zur Erhaltung 
des Rechtes auf Auflaſſung im Grundbuche eingetragen wird, ſowie ferner, daß 
die Umſchreibung der verkauften Bahnſtrecken nebſt Zubehör in der Grundſteuer— 
Mutterrolle auf den Namen des Preußiſchen Staates erfolge. 


. . 
Der Geſammtbetrag der von der Niederländiſch-Weſtfäliſchen Eiſenbahn— 
geſellſchaft auf die in §. 1 bezeichneten Strecken wirklich verwendeten Anlagekoſten 
iſt nach der zwiſchen den beiderſeitigen Verwaltungen ſtattgehabten Verhandlung 
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uE 10./16./24. September 1886 auf Sechs Millionen zweihundertvierund- 
zig Tauſend zweihunderteinundfünfzig Mark fieben und vierzig Pfennig feſt⸗ 
ſetzt und demnach dieſer Betrag von dem Preußiſchen Staate an die Nieder- 

ländiſch-Weſtfäliſche Eiſenbahngeſellſchaft als Kaufpreis zu zahlen. 
Derſelbe ſoll an dem im §. 2 Abſatz 1 bezeichneten Tage zu Berlin koſten⸗ 
frei und baar in Deutſcher Währung durch eine ſeitens der Preußiſchen Staats- 
regierung zu beſtimmende Kaffe gezahlt werden; indeſſen ift der Ankäufer berechtigt, 
einen Theil dieſer Summe in Höhe der die verkauften Grundflächen im vorge 
dachten Zeitpunkte etwa noch belaſtenden Hypotheken, Grundſchulden und Real— 
laſten bei der Zahlung einzubehalten und bis zur Löſchung der bezüglichen 
Eintragungen im Grundbuche bei der Hinterlegungsſtelle der Königlichen Regierung 
zu Münſter für Rechnung der verkaufenden Eiſenbahngeſellſchaft zu hinterlegen. 

$. 4. 

Mit der Zahlung beziehungsweiſe Hinterlegung des Kaufpreiſes endigt be- 
züglich der auf Preußiſchem Staatsgebiete belegenen Strecken der Eiſenbahnen 
Winterswyk- Bismarck und Winterswyk- Bocholt die in den Artikeln 8 und 10 des 


Betriebsüberlaſſungsvertrages vom I" 1878 mehr bezeichnete, durch den 


12. Februar 
Vertrag vom 12. mlt 1886 auf den Preußiſchen Staat übergegangene Ber- 


pflichtung, an die Niederländiſch-Weſtfäliſche Eiſenbahngeſellſchaft eine feſte jährliche 
Rente unter Umſtänden auch einen Theil der Bruttoeinnahme beider genannten 
Eiſenbahnen zu zahlen. 

Bezüglich der auf Niederländiſchem Staatsgebiete belegenen Strecken dieſer 
beiden Eiſenbahnen bleiben die Beſtimmungen der vorbezeichneten beiden Verträge, 
insbeſondere auch hinſichtlich der nach den Artikeln 8 und 10 des Betriebsüber- 
laſſungsvertrages zu zahlenden feſten jährlichen Rente beziehungsweiſe eines Theiles 
der Bruttoeinnahmen die Beſtimmungen in Artikel 21 des letzterwähnten Ver- 
trages unverändert in Kraft. 


5. 
Die Stempelkoſten zu dieſem doppelt ausgefertigten Vertrage fallen in 
Gemäßheit des Artikels 25 des mehrerwähnten Betriebsüberlaſſungsvertrages dem 
Preußiſchen Staate zur Laſt. 


Elberfeld, den 31. Oktober 1888. Winterswyk, den 24. Oktober 1888. 
(L. S.) (L. S.) 
Koͤnigliche Eiſenbahndirektion. Die Niederlaͤndiſch-Weſtfaͤliſche 
Dieck. Eiſenbahngeſellſchaft. 
J. Willink, A. Pabbruwe, 
Direktor. Sekretair. 
v. Nagell, 
Verwaltungsrath. 


(Nr. 9328—9329.) 


(Jr. 9329.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für, 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Göttingen und Oſterode am Harz. 
Vom 5. April 1889. 


Auf Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im F. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Göttingen gehörigen Bezirke der Ge— 
meinden Hetjershauſen, Waake, des ſelbſtändigen Gutsbezirks Olenhuſen, 
des ſelbſtändigen Gutsbezirks (fiskaliſchen Forſtbezirks) „Das große Holz 
bei Ebergötzen“, ſowie für diejenigen Theile des ſelbſtändigen Guts— 
bezirks (fiskaliſchen Forſtbezirks) Potzwendenerberg, welche neuerlich der 
Gemeinde Potzwenden zugetheilt ſind, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Oſterode am Harz gehörigen Bezirke 
der Gemeinden Nienſtedt und Förſte, ſowie für die innerhalb des Be— 
zirks des genannten Amtsgerichts gelegenen Bergwerke 


am 1. Mai 1889 beginnen ſoll. 
Berlin, den 5. April 1889. 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſions-Urkunde vom 21. Juli 1888, betreffend den Bau 
und Betrieb einer Eiſenbahn von Wermelskirchen nach Burg a. d. Wupper 
durch die Wermelskirchen-Burger Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Düſſeldorf, Jahrgang 1889 Nr. 12 S. 95, 
ausgegeben den 23. März 1889, 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. September 1888, betreffend die weitere 
Herabſetzung des Zinsfußes der von der Stadt Celle auf Grund des 
Allerhöchſten Privilegiums vom 10. Mai 1875 aufgenommenen Anleihe 
auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Lüneburg 
Nr. 44 S. 515, ausgegeben den 26. Oktober 1888; 


T A 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 14. November 1888, betreffend die Verleihung 
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des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauffeegelderhebung an den 
Kreis Jerichow II für die von demſelben zu bauenden Chauſſeen 1) vom 
Bahnhofe Groß-Wudicke nach der Rathenow-Wulkauer Kreischauſſee beim 
Trittſee, 2) von Genthin bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Zitz, 
3) von Neu-Bensdorf nach Milow, 4) von der Kreisgrenze bei Ihleburg 
nach der Hohenſeeden-Jerichower Chauſſee zwiſchen Dorf und Bahnhof 
Güſen und 5) von der Magdeburg-Brandenburger Provinzialchauſſee bei 
Parchen bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Zieſar, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Magdeburg, Jahrgang 1889 Nr. 12 
S. 79, ausgegeben den 23. März 1889; 


das unterm 22. Januar 1889 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent— 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Idesheim II im Kreiſe Bitburg durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 9 S. 47, ausgegeben den 
1. März 1889, 


das Allerhöchſte Privilegium vom 18. Februar 1889 wegen Ausgabe von 
700 000 Mark dreieinhalbprozentiger Vorzugs-Anleiheſcheine V. Reihe 
der Oſtpreußiſchen Südbahngeſellſchaft durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg Nr. 13 S. 69, ausgegeben den 28. März 1889; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Februar 1889, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Friedeberg N/M. bezüglich der zum 
Bau einer Chauſſee von der Stadt Friedeberg N/M, nach Breitenſtein 
erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Frankfurt a. O. Nr. 12 S. 61, ausgegeben den 20. März 1889; 


das unterm 27. Februar 1889 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Biaſſowitz-Kopain im Kreiſe Pleß durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 11 S. 79, aus: 
gegeben den 15. März 1889. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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